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Verteiler 
 
 
Deutschland 

 Bundesministerium des Innern 
 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
 Rechts- und Verbraucherschutzausschuss, Innenausschuss des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Rechts- und Verbraucherschutzausschusses des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
 Landesjustizministerien 
 Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 
 Bundesgerichtshof 
 Bundesanwaltschaft 

 
 Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 
 Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  
 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 
 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen 

Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 
 Vorsitzende des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 
 Vorsitzende des FORUM Junge Anwaltschaft des DAV 

 
 Deutscher Strafverteidiger e. V. 
 Regionale Strafverteidigervereinigungen 
 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  

 
 Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 
 Deutscher Richterbund 
 Bund Deutscher Kriminalbeamter 

 
 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 
 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 
 Strafverteidiger 
 Juris 
 KriPoZ  Kriminalpolitische Zeitschrift  

 
 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 
 ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 
 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 
 Prof. Dr. Schöch, LMU München 
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Europa  

 Europäische Kommission 
o Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU  
o Generaldirektion Justiz 
o Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien 
o Generaldirektion Migration und Inneres  

 Europäisches Parlament 
o Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 
o Ausschuss Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres  
o Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie 
o Rechtsausschuss  

 Rat der Europäischen Union  
 Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der EU  
 Justizreferenten der Landesvertretungen  
 Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) 
 Vertreter der Freien Berufe in Brüssel  
 DIHK Brüssel  
 BDI Brüssel 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 64.500 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Der Deutsche Anwaltverein unterstützt das Vorhaben, illegale Online-Inhalte wirksam 
zu reduzieren. Er begrüßt daher das Vorhaben der Kommission, Daten über die 
Wirksamkeit von Maßnahmen und das Ausmaß des Problems zu untersuchen und 
die Meinungen aller maßgeblichen Interessengruppen zusammenzutragen.  

Der Deutsche Anwaltverein sieht dem Ergebnis dieser Untersuchung mit Spannung 
entgegen und wird die weiteren Beratungen und Überlegungen kritisch begleiten. Er 
weist angesichts des hohen Wertes der Meinungsfreiheit in einer demokratischen 
Gesellschaft allerdings bereits jetzt darauf hin, dass der Begriff illegale Online-Inhalte 
präzise bestimmt sein muss, um nur unerwünschtes Verhalten von rechtswidrigem 
oder gar strafbarem zu unterscheiden. Selbst im Bereich strafbarer Inhalte wird man 
daher unterschiedlich schwer wiegende Verhaltensweisen ungleich behandeln 
müssen. Denn es liegt auf der Hand, dass etwa die Unterstützung terroristischer 
Handlungen weitergehende Handlungsoptionen eröffnen sollte, als etwa die 
Verletzung gewerblicher Schutzrechte. Entsprechende Differenzierungen sollten 
daher schon in den weiteren Untersuchungen Berücksichtigung finden.   

Der Deutsche Anwaltverein weist zudem darauf hin, dass die nunmehr erfolgende 
Untersuchung nicht einseitig auf legislative Maßnahmen ausgerichtet sein darf. 
Vielmehr wird es darauf ankommen, zunächst technische Möglichkeiten zur 
Reduktion illegaler Online-Inhalte zu identifizieren oder Vollzugsdefizite bereits 
bestehender Regelungen festzustellen. Nur dann, wenn ein unabweisbares 
Bedürfnis nach neuen legislativen Maßnahmen festgestellt werden kann, sind diese 
in Betracht zu ziehen. Angesicht des Umstandes, dass die Empfehlung der 
Kommission für wirksame Maßnahmen im Umgang mit illegalen Online-Inhalten 
(C(2018) 1177 final) erst am 01.03.2018 veröffentlicht wurde und daher nicht zu 
erwarten ist, dass die dort enthaltenen Vorschläge in der Praxis bereits umgesetzt 
sind, warnt der Deutsche Anwaltverein auch vor übereilten Schlüssen. In jedem Fall 
wird das weitere Vorgehen berücksichtigen müssen, dass die Empfehlungen der 
Kommission erst kurz vor dem Beginn der nunmehr beginnenden Untersuchung 
gegeben wurden.  
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Öffentliche Konsultation über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirksamkeit der Bekämpfung illegaler 
Online-Inhalte 
 
Mit * markierte Felder sind Pflichtfelder. 

Einführung 
  Die Verfügbarkeit und Verbreitung illegaler Online-Inhalte ist nach wie vor ein wichtiges die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit betreffendes Anliegen in der EU, vor allem, was die 
Verbreitung terroristischer Inhalte, illegaler Hassreden und Kinderpornografie sowie illegale 
Geschäftspraktiken und Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums, den Verkauf von 
illegalen Drogen, Fälschungen und anderen illegalen Waren angeht.  
Am 28. September 2017 verabschiedete die Kommission eine Mitteilung mit Leitlinien zur 
Verantwortung der Anbieter von Online-Diensten bezüglich illegaler Online-Inhalte, und am 
1. März 2018 verabschiedete sie eine Empfehlung zu Maßnahmen für eine wirksame 
Bekämpfung illegaler Online-Inhalte.  
Die Kommission sammelt derzeit Daten über die Wirksamkeit von Maßnahmen und das 
Ausmaß des Problems und wird bis Ende 2018 weitere Maßnahmen untersuchen, um die 
Wirksamkeit des Kampfes gegen illegale Online-Inhalte zu verbessern.  
Die Kommission versucht insbesondere, durch die vorliegende öffentliche Konsultation die 
Meinungen aller maßgeblichen Interessengruppen zusammenzutragen. Der Fragebogen richtet 
sich an die breite Öffentlichkeit, Hostingdiensteanbieter wie Online-Plattformen, Organisationen, 
die das Vorhandensein illegaler Online-Inhalte melden, zuständige Behörden und 
Strafverfolgungsbehörden sowie akademische Kreise, Zivilgesellschaften und andere 
Organisationen. 

 

Informationen zum Befragten 
*Bitte geben Sie an, in welcher Funktion Sie auf diese öffentliche Konsultation antworten. Bitte 
beachten Sie, dass durch die von Ihnen gewählte Antwort die nachfolgenden Fragen 
personalisiert werden. 
höchstens 1 Antwort(en) 

 
a) als Privatperson 

 
b) als Vertreter eines Anbieters für Online-Hostingdienste 

 
c) als Vertreter eines Wirtschaftsverbands, der im Namen von Anbietern von Online-
Hostingdiensten antwortet 

 
d) als Vertreter einer gemeinnützigen Organisation, die mutmaßliche illegale Online-Inhalte 
ermittelt und meldet 

 
e) als Vertreter einer gewinnorientierten Organisation, die mutmaßliche illegale Online-
Inhalte ermittelt und meldet 

 
f) als Vertreter einer zuständigen Behörde, einschließlich Strafverfolgungsbehörden, 
Meldestellen für Internetinhalte von Ministerien oder Verbraucherschutzbehörden 

 
g) als Vertreter einer Organisation oder eines Unternehmens, das Opfer vertritt 

 
h) als Vertreter einer Organisation der Zivilgesellschaft, die für die Rechte und Interessen 
von Bürgern eintritt 

 
i) als Vertreter eines anderen Branchenverbands 

 
j) als Vertreter einer Forschungs- oder akademischen Einrichtung 

 
k) in einer anderen Funktion 

 

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/communication-tackling-illegal-content-online-towards-enhanced-responsibility-online-platforms
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/commission-recommendation-measures-effectively-tackle-illegal-content-online
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Abschnitt für andere Organisationen, die Zivilgesellschaft, 
akademische Kreise und andere Unternehmen und Verbände 

   

Allgemeine Informationen zu Ihrer Organisation 
*Name der Organisation 
Deutscher Anwaltverein e.V. 
 
Wenn Ihre Organisation im Transparenz-Register erfasst ist, so geben Sie bitte Ihre ID 
an.  
87980341522-66 
 
*Sind Sie damit einverstanden, dass die Europäische Kommission Sie kontaktiert, sollte 
sie weitere Details zu Ihren Antworten benötigen? 

 
Ja 

 
Nein 

*E-Mail-Adresse: 
brexl@anwaltverein.de  
 
*In welchem Land befindet sich der Hauptsitz Ihrer Organisation? 

 

*Hat Ihre Organisation einen Sitz in einem/mehreren EU-Mitgliedstaat(en)? 

 
a) Ja 

 
b) Nein 

*In welchem/welchen? 

 
Österreich 

 
Belgien 

 
Bulgarien 

 
Kroatien 

 
Zypern 

 
Tschechische Republik 

 
Dänemark 

 
Estland 

 
Finnland 

 
Frankreich 

 
Deutschland 

 
Griechenland 

 
Ungarn 

 
Irland 

 
Italien 

 
Lettland 

 
Litauen 

 
Luxemburg 

mailto:brexl@anwaltverein.de
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Malta 

 
Niederlande 

 
Polen 

 
Portugal 

 
Rumänien 

 
Slowakische Republik 

 
Slowenien 

 
Spanien 

 
Schweden 

 
Vereinigtes Königreich 

*Bitte beschreiben Sie kurz Ihre Organisation und/oder geben Sie Ihre öffentliche URL 
an. 
höchstens 500 Zeichen 
 
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 64.500 Mitgliedern vertritt die 
Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 
 
Bitte geben Sie an, ob Sie ein Nutzer der folgenden Arten von Online-Hostingdiensten 
sind. 

 
a) Elektronischer Marktplatz 

 
b) Kollaborative Wirtschaft 

 
c) Soziales Netzwerk 

 
d) Video- oder Audiostreaming 

 
e) Filesharing 

 
f) Nachrichten und Medien 

 
g) Vertrieb von Apps 

 
h) Bewertungen und Rezensionen 

 
i) Sonstige 

Bitte machen Sie nähere Angaben 
höchstens 100 Zeichen 
 
Persönliche Unterlagen der Mitglieder im Netz. 
 
Ihre Erfahrung: Vorfinden illegaler Online-Inhalte 
Sind Sie bei der Nutzung der obigen Dienste auf die folgenden Arten von Inhalten 
gestoßen? 

  Nie Einmal 
Zwischen 

zwei und fünf 
Mal 

Mehr 
als fünf 

Mal 

Ich 
weiß 
es 

nicht 

Kinderpornografisches Material      

Terroristische Inhalte      
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Unrechtmäßig kopierte Inhalte 
(z. B. Musik, Filme, Bücher) oder 
andere audiovisuelle Inhalte 

     

Gefälschte Waren (z. B. 
gefälschtes Parfum, gefälschte 
Designermarken) oder andere 
Arten der Verletzung von 
Rechten des geistigen 
Eigentums 

     

Illegale Hassreden (öffentliche 
Aufstachelung zu Gewalt oder 
Hass gegen eine über die 
Rasse, Hautfarbe, Abstammung, 
Religion oder Weltanschauung 
oder die nationale bzw. 
ethnische Herkunft definierte 
Gruppe oder ein Mitglied einer 
solchen Gruppe) 

     

Betrug, Täuschung, 
Abonnementfallen oder andere 
illegale Geschäftspraktiken 

     

Inhalte, die ich aus anderen als 
den oben genannten Gründen 
für illegal gehalten habe 

     

Wenn Sie Inhalte vorgefunden haben, die Sie aus anderen als den oben genannten Gründen 
für illegal gehalten haben, so machen Sie bitte nähere Angaben. 
höchstens 300 Zeichen 
 

Ihre Erfahrung: Entfernen der Online-Inhalte 
*Haben Sie jemals versucht, Online-Inhalte hochzuladen oder zu posten, die von einem 
Hostingdiensteanbieter gesperrt oder entfernt wurden? 

 
a) Nein, nie 

 
b) Ja, einmal 

 
c) Ja, mehrmals 

 
d) Ich weiß es nicht 

Illegale Online-Inhalte 
Bitte beschreiben Sie die Herausforderungen, Hindernisse und Risiken, mit denen Sie 
beim Umgang mit illegalen Inhalten konfrontiert sind. 
höchstens 1000 Zeichen 
 

Weitere Maßnahmen für das Erkennen, Entfernen und Verhindern 
eines neuerlichen Auftauchens von illegalen Inhalten 
Welche Funktionen von Meldesystemen und sonstigen Maßnahmen halten Sie für am 
wirksamsten, um Hostingdiensteanbieter in die Lage zu versetzen, sorgfältige 
Entscheidungen bezüglich der gemeldeten Inhalte zu treffen? Bitte beurteilen Sie die 
Funktionen auf einer Skala von 1 (sehr wirksam) bis 5 (unwirksam). 
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  1 2 3 4 5 Ich weiß 
es nicht 

Standardisierte, gut zugängliche 
und benutzerfreundliche Online-
Oberfläche für das Melden von 
Inhalten 

      

Ermittlung von Inhalten durch 
eindeutige Bezeichner (z. B. 
URLs) 

      

Möglichkeit, mehrere Hinweise 
einzureichen       

Erläuterung der Ursachen und 
Gründe einer Rechtswidrigkeit       

Zulassen anonymer Meldungen       

Standardisierte verbindliche 
Melde- und Abhilfeverfahren       

Sonstige       
 
Bitte beurteilen Sie die Wirksamkeit der folgenden Maßnahmen, um die Zusammenarbeit 
zwischen Plattformen und zuständigen Behörden/Strafverfolgungsbehörden zu 
unterstützen. Bitte beurteilen Sie diese auf einer Skala von 1 (sehr wirksam) bis 5 
(unwirksam). 

  1 2 3 4 5 
Ich 

weiß es 
nicht 

Erweiterte Zusammenarbeit und 
stärkerer Austausch zwischen 
Hostingdiensteanbietern und 
zuständigen Behörden 

      

Erweiterte Funktionen und 
Schulungen für nationale Behörden 
und Gerichte 

      

Benennung von Kontaktstellen unter 
den Hostingdiensteanbietern 
innerhalb der EU-Mitgliedstaaten für 
die Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Behörden 

      

Benennung von Kontaktstellen unter 
den Strafverfolgungs- oder 
sonstigen zuständigen Behörden für 
die Zusammenarbeit mit 
Hostingdiensteanbietern 

      

Technische Schnittstellen zwischen 
Plattformen und Strafverfolgungs- 
oder sonstigen zuständigen 
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Behörden 

Verpflichtung, illegale Inhalte den 
zuständigen Behörden für die 
Analyse und Untersuchung zu 
melden 

      

Festlegung von Fristen für die 
Verarbeitung von Mitteilungen und 
Meldungen von Strafverfolgungs- 
und sonstigen zuständigen 
Behörden (wie Meldestellen für 
Internetinhalte) 

      

Sonstige       
 
Durch welche weiteren Mechanismen ließe sich die Zusammenarbeit zwischen 
Hostingdiensten und vertrauenswürdigen Hinweisgebern am besten unterstützen? Bitte 
beurteilen Sie die nachstehend genannten Maßnahmen auf einer Skala von 1 (sehr 
wirksam) bis 5 (unwirksam). 

  1 2 3 4 5 
Ich 

weiß es 
nicht 

Vereinbarung zwischen der 
Plattform und den 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern 

      

Vertrauenswürdiger Status von 
einer Gruppe von Plattformen 
verliehen 

      

Zertifizierung von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern 
durch nationale Behörden 

      

Zertifizierung von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern 
auf EU-Ebene 

      

Möglichkeit, Daten zu übermitteln, 
die in die automatischen 
Moderationswerkzeuge des 
Hostingdiensteanbieters einfließen 

      

Finanzielle Unterstützung für 
vertrauenswürdige Hinweisgeber 
durch staatliche Behörden 

      

Finanzielle Unterstützung für 
vertrauenswürdige Hinweisgeber 
durch private Einrichtungen auf 
freiwilliger Basis 

      

Festlegen von Fristen für die 
Verarbeitung von Mitteilungen und 
Meldungen vertrauenswürdiger 
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Hinweisgeber 

Sonstige       
 
Welche Kriterien sollten Organisationen erfüllen, um einen privilegierten Status 
(„vertrauenswürdiger Hinweisgeber“) zu erhalten, wenn sie zu entfernende Inhalte 
melden? 
höchstens 1000 Zeichen 
Sie sollten gemeinnützig sein. Keiner politischen Partei angehören. 
 
Welche konkreten Privilegien (z. B. schnelles/unverzügliches Entfernen gemeldeter 
Inhalte) und welche Verantwortung sollten derartige vertrauenswürdige Hinweisgeber 
Ihrer Meinung nach haben, wenn sie die verschiedenen Arten von illegalen Inhalten 
melden? 
höchstens 1000 Zeichen 
Privilegien sollten sie nicht erhalten, da dies zu Falschmeldungen führen kann. 
 
Bitte beurteilen Sie die folgenden Maßnahmen zur Unterstützung des Einsatzes und der 
Verbreitung von automatischen Werkzeugen für das Entfernen illegaler Inhalte. Bitte 
beurteilen Sie die nachstehend genannten Maßnahmen auf einer Skala von 1 (sehr 
wirksam) bis 5 (unwirksam). 

  1 2 3 4 5 
Ich 

weiß es 
nicht 

Austausch von bewährten 
Praktiken zwischen Akteuren des 
Sektors 

      

Durch die Branche geregelter 
Austausch von Softwarelösungen       

Gemeinsame Verwaltung von 
Datenbanken, die 
Filtertechnologien unterstützen, 
durch die Branche 

      

Gemeinsame Verwaltung von 
Datenbanken mit Trainingsdaten 
für Erkennungsalgorithmen durch 
die Branche 

      

Öffentlich unterstützte 
Datenbanken für das Filtern von 
Inhalten, für Trainingsdaten 
und/oder für technische 
Werkzeuge 

      

Öffentliche Investitionen in 
Forschung und Entwicklung       

Private Investitionen in Forschung 
und Entwicklung       

Verpflichtung zur Verbreitung 
automatischer Werkzeuge für das       
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Erkennen und/oder Sperren von 
Inhalten 

Verpflichtung zur Verwendung 
gemeinsamer Datenbanken für 
das Sperren von Inhalten 

      

Sonstige       
Welche Sicherheitsmechanismen sollten vorgesehen werden, wenn automatische 
Werkzeuge für das Erkennen und Entfernen illegaler Online-Inhalte verwendet werden? 
Bitte beurteilen Sie die nachstehend genannten Maßnahmen auf einer Skala von 1 (sehr 
wirksam) bis 5 (unwirksam). 

  1 2 3 4 5 

Ich 
weiß 
es 

nicht 

Transparenz der allgemeinen 
Grundsätze für die algorithmische 
Entscheidungsfindung (unter 
Verwendung einer einfachen, gut 
verständlichen Sprache) 

      

Transparentes Melden der für die 
automatischen Werkzeuge 
verwendeten Genauigkeitsindikatoren 

      

Audits und Fehlererkennungstests für 
algorithmisches Filtern und Erkennen 
illegaler Inhalte 

      

Grundsatz der Beteiligung des 
Menschen („human-in-the-loop 
principle“): Einbinden einer Prüfung 
durch Menschen in die Prozesse, die 
zum Entfernen von Inhalten führen 

      

Gegendarstellungsverfahren auch 
dann, wenn automatische Mittel über 
das Entfernen/Sperren von Inhalten 
entscheiden 

      

Sonstige       
Welches sind die wirksamsten Sicherheitsmechanismen, um einer fehlerhaften 
Entfernung legaler Inhalte entgegenzuwirken? Bitte beurteilen Sie die nachstehend 
genannten Maßnahmen auf einer Skala von 1 (sehr wirksam) bis 5 (unwirksam). 

  1 2 3 4 5 

Ich 
weiß 
es 

nicht 

Verfügbarkeit von 
Gegendarstellungsverfahren       

Unterrichtung des Inhalte-Anbieters 
über die Gründe für das Entfernen       
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Transparenz bezüglich des 
Entfernungsprozesses       

Transparente Informationen über den 
Zeitraum von der Erkennung/Meldung 
bis zur Entfernung der verschiedenen 
Arten von Inhalten 

      

Transparente Prozesse für die 
Wiederherstellung von Inhalten, wenn 
in den Gegendarstellungen 
angemessene Gründe dargelegt 
wurden, um den Vorwurf der 
Unrechtmäßigkeit zu entkräften 

      

Förderung einer außergerichtlichen 
Streitbeilegung       

Zusammenarbeit mit Dritten wie 
Einrichtungen der freiwilligen 
Selbstkontrolle oder zuständigen 
Behörden für eine Konsultation in 
schwierigen Fällen 

      

Sonstige       
Bitte beschreiben Sie die Herausforderungen, Hindernisse und Risiken, mit denen Sie 
beim Umgang mit illegalen Inhalten konfrontiert sind. 
höchstens 1000 Zeichen 
Wir selbst haben kein Problem mit illegalen Inhalten. 

 

Ihre Meinung 
Wer sollte Ihrer Meinung nach eine wichtige Rolle beim Umgang mit illegalen Online-
Inhalten spielen? 

  Wesentliche 
Rolle 

Wichtige 
Rolle Nebenrolle 

Ich 
weiß 
es 

nicht 

Keine 
Angabe 

Internetnutzer      

Hostingdiensteanbieter      

Öffentliche und andere 
zuständige Behörden sowie 
Strafverfolgungsbehörden 

     

Private Einrichtungen, die 
von der Verbreitung illegaler 
Inhalte betroffen sind (z. B. 
Rechteinhaber) 

     

Einzelne Opfer, die von 
illegalen Inhalten betroffen      
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sind 

Zivilgesellschaft und andere 
erfahrene Organisationen, 
die illegale Inhalte melden 

     

Sonstige      
 
In wieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 

  

Ich 
stimm
e voll 
und 
ganz 
zu 

Ich 
stimm
e zu 

Neutra
l 

Ich 
stimm
e nicht 

zu 

Ich 
stimme 

überhaup
t nicht zu 

Ich 
wei
ß es 
nich

t 

Keine 
Angab

e 

*Das Internet ist für die 
Internetnutzer sicher.        

*Es ist wichtig, dass 
Vorkehrungen getroffen 
werden, damit keine 
illegalen Inhalte im 
Internet verbreitet 
werden. 

       

*Es ist wichtig, dass die 
Meinungsfreiheit online 
geschützt wird. 

       

*Hostingdiensteanbieter 
sollten alle Meldungen 
verarbeiten, die sie 
erhalten, und die 
Rechtmäßigkeit der 
gemeldeten Inhalte 
bewerten. 

       

*Wenn Inhalte von 
privaten Organisationen 
mit nachgewiesener 
Erfahrung als illegal 
gemeldet werden, 
sollten Hostingdienste 
den Prozess für das 
Entfernen der Inhalte 
beschleunigen. 

       

*Wenn Inhalte von 
zuständigen Behörden 
oder 
Strafverfolgungsbehörde
n als illegal gemeldet 
werden, sollten 
Plattformen den Prozess 
für das Entfernen der 
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Inhalte beschleunigen. 

*Wenn Online-
Hostingdienste Inhalte 
entfernen, sollte es 
Nutzern möglich sein, 
diese Entscheidung 
anzufechten, indem sie 
mit dem Dienst Kontakt 
aufnehmen 
(Gegendarstellung). 

       

*Der Rechtsrahmen ist 
wirksam gegen illegale 
Inhalte. 

       

*Hostingdiensteanbieter 
bekämpfen wirksam 
illegale Inhalte. 

       

 
Sind Ihrer Meinung nach weitere Maßnahmen notwendig, um illegale Online-Inhalte zu 
bekämpfen? 

  

Ich 
stimm
e voll 
und 
ganz 
zu 

Ich 
stimm
e zu 

Neutra
l 

Ich 
stimm
e nicht 

zu 

Ich 
stimme 

überhaup
t nicht zu 

Ich 
wei
ß es 
nich

t 

Keine 
Angab

e 

Durch proaktive 
Maßnahmen, die von 
Hostingdiensteanbieter
n und anderen 
maßgeblichen 
Akteuren ergriffen 
werden. 

       

Durch 
gesetzgeberische 
Maßnahmen. 

       

Es sollten Schritte auf 
EU-Ebene ergriffen 
werden, um geeignete 
Maßnahmen 
einzuführen. 

       

Unterschiedliche Arten 
von illegalen Inhalten 
sollten innerhalb 
unterschiedlicher 
Rechtsrahmen 
behandelt werden, um 
Besonderheiten zu 
berücksichtigen. 
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Möchten Sie weitere Kommentare abgeben? Bitte geben Sie insbesondere detailliert an, ob 
sich Ihre Antworten auf unterschiedliche Erfahrungen, unterschiedliche Arten von illegalen 
Inhalten usw. beziehen. 
höchstens 500 Zeichen 
Illegale Online-Inhalte erfüllen nach ihrer unterschiedlichen Art bereits jetzt Straftatbestände, 
dass eine gesonderte Sanktions-Regelung nicht notwendig ist.  
Es ist von höchster Priorität, dass die Meinungsfreiheit geschützt wird. 
 
Sie können gerne ein knapp gehaltenes Dokument wie beispielsweise ein Positionspapier 
hochladen, das für die vorliegende öffentliche Konsultation relevant ist.  
Bitte beachten Sie, dass das hochgeladene Dokument zusammen mit Ihren Antworten auf den 
Fragebogen veröffentlicht wird (da dieser den wesentlichen Beitrag zu dieser offenen 
öffentlichen Konsultation darstellt). 
  
Ihr Beitrag 
Bitte beachten Sie, dass für Ihre Antworten unabhängig von der gewählten Option gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 ein Antrag auf Zugang der Öffentlichkeit gestellt werden 
kann 

 
Ihre Antworten zusammen mit den Angaben Ihrer Organisation veröffentlicht werden 
dürfen (Ich stimme der vollständigen oder auszugsweisen Veröffentlichung sämtlicher in 
meinem Beitrag enthaltener Angaben einschließlich des Namens meiner Organisation zu 
und erkläre, dass meine Antwort keine rechtswidrigen oder die Rechte Dritter verletzenden 
Elemente enthält, die einer Veröffentlichung entgegenstehen.) 

 
Ihre Antworten veröffentlicht werden dürfen, sofern Ihre Organisation anonym 
bleibt (Ich stimme der vollständigen oder auszugsweisen Veröffentlichung sämtlicher in 
meinem Beitrag enthaltener Angaben zu (welche Zitate oder von mir vertretene Meinungen 
umfassen können), sofern dies anonym erfolgt. Ich erkläre, dass meine Antwort keine 
rechtswidrigen oder die Rechte Dritter verletzenden Elemente enthält, die einer 
Veröffentlichung entgegenstehen. 

 

 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/PDF/r1049_en.pdf

